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TOP Steuerberater 2021
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOcUs MONEY in 
der Ausgabe 24/2021 wiederholt als eine 
der führenden großen steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. in einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 steuerexperten zu den themen 
Qualifikation, spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

inhalt
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Steuerinformationen für März 2022
Der von einer gesetzlichen Krankenkasse 
auf der Grundlage von § 65 a sozialgesetz-
buch (sGb) V gewährte bonus für gesund-
heitsbewusstes Verhalten kann eine die 
sonderausgaben mindernde beitragser-
stattung darstellen. Da die Abgrenzung  oft 
schwierig ist, hat das bundesfinanzminis-
terium nun eine Vereinfachung geschaffen: 
bonusleistungen bis zur Höhe von 150 EUR 
pro versicherte Person stellen Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung dar 
und mindern die sonderausgaben nicht.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf 
folgende Aspekte hinzuweisen:

Ein Gebäude wird nicht zu eigenen Wohn- 
zwecken genutzt, wenn es Eltern einem 
volljährigen Kind unentgeltlich überlassen, 
für das kein Anspruch auf Kindergeld mehr 
besteht. Damit gilt die Ausnahmeregelung, 

die ein privates Veräußerungsgeschäft ver- 
meidet, nach Ansicht des Finanzgerichts 
Niedersachsen in diesen Fällen nicht.

Aufwendungen werden in (nicht sofort 
abzugsfähige) Herstellungskosten umqua-
lifiziert, wenn innerhalb von drei Jahren 
nach Anschaffung des Gebäudes instand-
setzungs-/Modernisierungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, deren Aufwendun-
gen 15 % der Gebäude-Anschaffungskos-
ten übersteigen. Nach einem wenig erfreu-
lichen Urteil des Finanzgerichts Münster 
sind Mieterabfindungen bei Entmietung 
wegen Renovierungsarbeiten bei der Er- 
mittlung der 15 %-Grenze einzubeziehen.

Diese und weitere interessante  
informationen finden sie in  
der Ausgabe für März 2022. 

Viel spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, dr. Hörmann & Kollegen, StB, rAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Bonuszahlungen der gesetzlichen Krankenkassen:  
150 EUr bleiben „steuerfrei“
Die von einer gesetzlichen Krankenkasse 
auf der Grundlage von § 65a sozialgesetz-
buch (sGb) V gewährte Geldprämie (bonus) 
für gesundheitsbewusstes Verhalten kann 
eine die sonderausgaben mindernde bei-
tragserstattung darstellen. Eine erfreuliche 
Vereinfachung hat nun das bundesfinanz-
ministerium geschaffen: bonusleistungen 
bis zur Höhe von 150 EUR pro versicherte 
Person stellen Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung dar und mindern die 
sonderausgaben nicht. Diese Regelung ist 
bis Ende 2023 befristet.

Hintergrund

soweit die Aufwendungen die basisab-
sicherung betreffen, stellen beitrags-
zahlungen an die Krankenversicherung 
steuermindernde sonderausgaben dar.  
im Gegenzug mindern beitragsrücker-
stattungen die abziehbaren Aufwendungen. 

bei der behandlung von bonuszahlungen 
gemäß § 65a sGb V ist wie folgt zu diffe-
renzieren: Werden von der gesetzlichen 
Kranken versicherung Kosten für Gesund-
heitsmaßnahmen erstattet bzw. bonifiziert, 
die nicht im regulären Versicherungsum-
fang des basiskrankenversicherungsschut-
zes enthalten sind (z. b. Osteopathie-be-
handlung) bzw. der Förderung gesund- 
heitsbewussten Verhaltens dienen (z. b. 
Mitgliedschaft in einem sportverein) und 
von den Versicherten privat finanziert 
worden sind, handelt es sich nicht um eine 
beitrags rückerstattung. Die als sonderaus-
gaben abziehbaren Krankenversicherungs-
beiträge sind daher nicht zu mindern.

beachten sie: Eine pauschale bonusleis-
tung muss die tatsächlich entstandenen 
Kosten nicht exakt abdecken.

Eine die sonderausgaben mindernde 
beitragsrückerstattung liegt hingegen vor, 
wenn sich ein bonus auf eine Maßnahme 
bezieht, die vom basiskrankenversiche-
rungsschutz umfasst ist (insbesondere 
gesundheitliche Vorsorge- oder schutz-
maßnahmen, z. b. zur Früherkennung 
bestimmter Krankheiten) oder für auf-
wandsunabhängiges Verhalten (z. b. Nicht-
raucherstatus, gesundes Körpergewicht) 
gezahlt wird.

Vereinfachung durch  
das Bundesfinanzministerium

Da die vorgenannte Unterscheidung 
 schwierig sein kann, hat die Finanzver-
waltung eine bis Ende 2023 geltende Ver-
einfachung geschaffen:

Es wird davon ausgegangen, dass bonus-
zahlungen auf der Grundlage von § 65a sGb 
V bis zur Höhe von 150 EUR pro versicherte 
Person Leistungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung darstellen und den son-
derausgabenabzug nicht mindern. 

Nur darüber hinausgehende Zahlungen sind 
als beitragsrückerstattung anzusehen und 
reduzieren den sonderausgabenabzug.

beachten sie: Etwas anderes gilt nur, soweit 
der steuerpflichtige nachweist, dass bo-
nuszahlungen von mehr als 150 EUR auf 
(unschädlichen) Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung beruhen.

Quelle: bMF-schreiben vom 16.12.2021,  
Az. iV c 3 - s 2221/20/10012 :002,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226550
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Abziehbarkeit von  
Unterhaltszahlungen:  
Geringes Vermögen  
nur bis 15.500 EUr?
Unter gewissen Voraussetzungen sind 
Unterhaltsleistungen als außergewöhnliche 
belastungen nach § 33a Einkommensteuer-
gesetz (EstG) abziehbar (in 2022 bis zu  
9.984 EUR). 

Eine Voraussetzung ist die bedürftigkeit des 
Unterhaltsempfängers im sinne des § 1602 
bürgerliches Gesetzbuch (bGb). in diesem 
Zusammenhang musste nun das Finanz-
gericht Rheinland-Pfalz entscheiden, wie 
hoch das eigene Vermögen des Unter-
haltsempfängers sein darf.

Nach der gesetzlichen Regelung bleibt ein 
angemessenes Hausgrundstück, das vom 
steuerpflichtigen allein oder zusammen  
mit Angehörigen ganz oder teilweise be-
wohnt wird, bei der Prüfung außer Ansatz.

Darüber hinaus ist die Finanzverwaltung  
der Ansicht, dass in der Regel ein Vermö-
gen bis zu einem gemeinen Wert (Verkehrs-
wert) von 15.500 EUR als geringfügig bzw. 
unschädlich angesehen werden kann. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts 
Rheinland-Pfalz ist diese Grenze auch  
für den Veran lagungszeitraum 2019 heran-
zuziehen, auch wenn die Grenze seit  
1975 (damals: 30.000 DM) nicht erhöht 
worden ist.

beachten sie: Man darf gespannt sein,  
ob der bundesfinanzhof im anstehenden 
Revisionsverfahren nun einen Anpassungs-
bedarf feststellt.

Quelle: FG Rheinland-Pfalz,  
Urteil vom 26.8.2021, Az. 6 K 1098/21,  
Rev. bFH: Az. Vi R 21/21, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 225161; R 33a.1 Abs. 2  
Einkommensteuer-Richtlinien

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Privates Veräußerungsgeschäft: Keine Selbstnutzung  
bei Überlassung an unterhaltsberechtigtes Kind
Ein Gebäude wird nicht zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt, wenn es Eltern einem 
volljährigen Kind unentgeltlich überlassen, 
für das kein Anspruch auf Kindergeld mehr 
besteht. Damit gilt die Ausnahmeregelung, 
die ein privates Veräußerungsgeschäft 
vermeidet, nach Ansicht des Finanzgerichts 
Niedersachsen in diesen Fällen nicht.

Hintergrund

Nach § 23 des Einkommensteuergesetzes 
(EstG) unterliegen private Veräußerungs-
geschäfte mit Grundstücken, bei denen der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräu-
ßerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, 
der spekulationsbesteuerung. Ausgenom-
men sind jedoch Wirtschaftsgüter, die

·  im Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken (1. Alternative) oder

·  im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu eige-
nen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt 
wurden.

Sachverhalt und Entscheidung

Eine steuerpflichtige hatte eine 4-Zimmer- 
Wohnung innerhalb der 10-Jahresfrist  
des § 23 EstG veräußert (Anschaffung im  
April 2010, Verkauf im Dezember 2016). 
strittig war nun, ob die Nutzung der Woh-
nung durch die drei söhne eine Nutzung  
zu eigenen Wohnzwecken im sinne des  
§ 23 EstG darstellt.

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Antrag auf Übermittlung  
der Steueridentifikations- 
nummer vereinfacht
Der sogenannte chatbot ViOlA („virtuelle 
Online-Auskunft“) des bundeszentralamts 
für steuern (bZst) ist um eine Funktion 
erweitert worden: 

im chat mit dem virtuellen Assistenten 
können bürger (falls erforderlich) die 
erneute Übermittlung der steuerlichen 
identifikationsnummer beantragen. 

bisher war für diesen Antrag ein  
gesondertes Formular zu verwenden  
(bZst, Mitteilung vom 24.1.2022).
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Mieterabfindungen:  
Sofort abziehbare Werbungskosten oder anschaffungsnahe Herstellungskosten?
in der Praxis ist die „steuerfalle“ der  
anschaffungsnahen Herstellungskosten  
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1a Einkommensteuer- 
gesetz [EstG]) zu beachten. 

Denn investitionen innerhalb von drei 
Jahren nach der An schaffung können,  
wenn sie 15 % der Anschaffungskosten  
des Gebäudes übersteigen, nicht mehr  
im Jahr der Zahlung, sondern nur über  
die Gebäudeabschreibung (regelmäßig  
50 Jahre) als Werbungskosten abgezogen 
werden. 

in diesem Zusammenhang ist auf ein wenig 
erfreuliches Urteil des Finanzgerichts 
Münster hinzuweisen, wonach Mieter-
abfindungen bei Entmietung wegen Re-
novierungsarbeiten einzubeziehen sind.

Zu den Aufwendungen im sinne des § 6  
Abs. 1 Nr. 1a s. 1 EstG gehören sämtliche 
Aufwendungen für bauliche Maßnahmen, 
die im Rahmen einer im Zusammenhang 
mit der Anschaffung des Gebäudes vor-
genommenen instandsetzung und Moder ni-
sierung anfallen.

Gesetzlich ausgenommen sind:

·  Aufwendungen für Erweiterungen und

·  Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten,  
die jährlich üblicherweise anfallen.

Das Finanzgericht Münster ist nun der An- 
sicht, dass nicht nur die Kosten von bauli-
chen Maßnahmen einzubeziehen sind, 
sondern auch die damit in engem wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehenden 
sonstigen Aufwendungen, die durch die 
Durchführung der Maßnahme veranlasst 
sind und dieser dienen sollen (etwa die bau- 
maßnahme vorbereitende Aufwendungen).

beachten sie: Dazu können neben Auf-
wendungen für die Planung der jeweiligen 
baumaßnahme auch die Kosten zählen, die 
für die Entmietung aufgewendet werden. 
Entscheidend ist also der jeweilige Veran-
lassungszusammenhang der Kosten. Das 
heißt:

·  soweit sonstige Kosten aufgewendet 
werden, um eine instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahme erst durchzu-

führen, sind diese den anschaffungsnahen 
Herstellungskosten zuzuordnen.

·  stehen solche Kosten hingegen im Zusam-
menhang mit sonstigen Kosten, die nicht 
zu den anschaffungsnahen Herstellungs-
kosten zählen, stellen diese sofort abzieh-
bare Werbungskosten dar.

nach Möglichkeit:  
Zeitliche Verschiebung der Maßnahmen

Man darf gespannt sein, wie der bundes-
finanzhof in der Revision entscheiden wird.

beachten sie: Um die unschönen steue r-
folgen der anschaffungsnahen Herstel-
lungskosten (Aufwendungen nur über die 
Gebäude-Abschreibung abzugsfähig) zu 
vermeiden, sollte die 15 %-Grenze inner- 
halb der Drei-Jahres-Frist nach Möglich- 
keit nicht überschritten werden.

Dies gelingt in der Regel durch zeitliche 
Verschiebung der Maßnahmen.

Quelle: FG Münster, Urteil vom 12.11.2021, 
Az. 4 K 1941/20 F, Rev. bFH Az. iX R 29/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226373

FÜR UNtERNEHMER

Moderner „musizierender“ discjockey ist nicht gewerblich tätig
Das Finanzgericht Düsseldorf hat jüngst 
(rechtskräftig) entschieden, dass ein mo-
derner – mithilfe von Hard- und software 
musizierender – Discjockey (DJ) als Künst-
ler einzustufen ist. Damit erzielt er Ein-
künfte aus selbstständiger tätigkeit und 
muss keine Gewerbesteuer zahlen.

Der DJ legte bei Hochzeiten, Geburtstags-
feiern sowie Firmenveranstaltungen gegen 
Entgelt auf. Gelegentlich trat er auch in 

clubs auf. Mit den jeweiligen Auftraggebern 
vereinbarte er, dass er weder in der Pro-
grammgestaltung noch in der Darbietung 
Weisungen unterliegt. Das Finanzamt 
ordnete die tätigkeit als gewerblich ein.  
Der DJ sah sich hingegen als Künstler und 
hatte damit im Klageverfahren Erfolg.

Ein moderner DJ spielt nicht nur Lieder 
anderer interpreten ab. Er erzeugt durch  
die Kombination von songs, samples, beats 

und Effekten ein neues Klangerlebnis.  
Für die Einordnung als Künstler ist es 
irrelevant, auf welcher Art von Veranstal- 
tung der DJ auftritt. Entscheidend ist, dass 
er (ähnlich einer Live-band) mit hilfe von 
„instrumenten“ tanzmusik unterschied-
licher Genres aufführt.

Quelle: FG Düsseldorf,  
Urteil vom 12.8.2021, Az. 11 K 2430/18 G,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225184

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Broschüre  
„Vereine & Steuern“  
aktualisiert
Das Finanzministerium Nordrhein- 
Westfalen hat die broschüre „Vereine & 
steuern“ aktualisiert (stand: Januar 2022). 

Der Ratgeber wendet sich an Vereinsvor-
stände (insbesondere an Kassenwarte)  
und behandelt von der Gemeinnützigkeit  
bis zur Zuwendungsbestätigung wichtige 
themen.

Die broschüre ist auf der Website des 
Finanzministeriums Nordrhein-Westfalen 
(unter www.iww.de/s3054) verfügbar.

im streitfall waren zwei söhne weit vor der 
Veräußerung aus der Kindergeldberechti-
gung „herausgewachsen“. Es bestand 
insoweit eine Unterhaltsverpflichtung der 
Eltern. Der jüngste sohn, für den Anspruch 
auf Kindergeld bestand, lebte ab Oktober 
2013 in der Wohnung.

bei der unentgeltlichen Überlassung an 
Kinder unterscheidet die Finanzverwaltung 
wie folgt:

·  Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
liegt auch vor, wenn der steuerpflichtige 
das Wirtschaftsgut einem Kind, für das er 
Anspruch auf Kindergeld oder einen 
Kinderfreibetrag hat, unentgeltlich zu 
Wohnzwecken überlassen hat.

·  Die Überlassung eines Wirtschaftsguts  
an andere (auch unterhaltsberechtigte) 
Angehörige stellt hingegen keine Nutzung 
zu eigenen Wohnzwecken dar.

Nach Auffassung des Finanzgerichts  
Niedersachsen war die Veräußerung im 
streitfall steuerpflichtig, weil die folgen- 
den Voraussetzungen nicht vorlagen:

·  Eine (teilweise) Nutzung der Wohnung 
durch das Kind ist dem Eigentümer als 
eigene lediglich dann zuzurechnen, wenn 
diese Nutzungsüberlassung gleichzeitig 
mit einer Nutzung durch den Eigentümer 
einhergeht oder

·  die Wohnung in ihrer Gesamtheit dem 
berücksichtigungsfähigen Kind zur  
allei nigen Nutzung überlassen wird.

beachten sie: Die Entscheidung ist  
nicht rechtskräftig, da die Revision  
beim bundesfinanzhof anhängig ist.

Quelle: FG Niedersachsen,  
Urteil vom 16.6.2021, Az. 9 K 16/20,  
Rev. bFH: Az. iX R 28/21,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227033
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Grundstücksverkäufe:  
der Widerruf der Option zur Umsatzsteuerpflicht ist möglich
Die Vermietung und der Verkauf von Grund-
stücken sind grundsätzlich umsatzsteuer-
frei. Doch die Möglichkeit der Option zur 
steuerpflicht und der daran anknüpfende 
Vorsteuerabzug bieten Gestaltungsmög-
lichkeiten. ändern sich die Verhältnisse  
und soll die beim Erwerb eines Grund-
stücks ausgeübte Option später wider- 
rufen werden, war das bislang faktisch 
nicht möglich. Doch nun gibt es positive 
Nachrichten vom bundesfinanzhof. 

Grundsätzliches

Der Verkauf und die Vermietung von Grund-
stücken sind umsatzsteuerfrei. Auf die 
steuerfreiheit kann allerdings verzichtet 
werden. Diese Option setzt voraus, dass ein 
Umsatz an einen Unternehmer für dessen 
Unternehmen erfolgt.

bei Grundstücks lieferungen ist zudem 
Voraussetzung, dass die Option im  
Zwangsversteigerungstermin bis zur 
Abgabe des ersten Gebots und in allen 
anderen Fällen in dem Notarvertrag  
ausgeübt wird.

Zeitliche Ausübung der Option

in einer Entscheidung aus 2015 hatte der 
bundesfinanzhof ausgeführt, dass der 
Verzicht auf die steuerbefreiung der Liefe-
rung eines Grundstücks (außerhalb eines 
Zwangsversteigerungsverfahrens) nur in 
dem dieser Grundstückslieferung zugrunde 
liegenden notariell zu beurkundenden 
Vertrag erklärt werden kann. 

Ein späterer Verzicht ist unwirksam, auch 
wenn er notariell beurkundet wird. 

Zeitliche Ausübung des Widerrufs

Nach einem aktuellen beschluss des 
bundesfinanzhofs kann die bei einem 
Grundstückserwerb ausgeübte Option 
widerrufen werden, solange die steuerfest-
setzung für das Jahr der Leistungserbrin-
gung anfechtbar oder wegen eines Vor-
behalts der Nachprüfung noch änderbar 
ist. Denn würde das Recht zum Widerruf 
gleichzeitig mit dem Verzicht der steuer-
befreiung ausgeübt werden müssen, wäre 
der Widerruf des Verzichts faktisch ausge-
schlossen. Damit ist die anderslautende 
Ansicht der Finanzverwaltung überholt  
und muss angepasst werden.

Quelle: bFH, beschluss vom 2.7.2021,  
Az. Xi R 22/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 225543; bFH-Urteil  
vom 21.10.2015, Az. Xi R 40/13

FÜR UNtERNEHMER

Pauschbeträge für Sachentnahmen 2022
Das bundesfinanzministerium hat die 
Pauschbeträge für sachentnahmen (Eigen-
verbrauch) 2022 veröffentlicht.

Die Pauschbeträge beruhen auf Erfah-
rungswerten und bieten dem steuerpflich-
tigen die Möglichkeit, Warenentnahmen 
monatlich pauschal zu verbuchen. sie 
entbinden ihn damit von der Aufzeichnung 
vieler Einzelentnahmen.

Da diese Regelung der Vereinfachung 
dienen soll, sind Zu- oder Abschläge wegen 

individueller Ess- oder trinkgewohnheiten 
nicht zulässig. selbst Krankheit oder 
Urlaub rechtfertigen keine abweichende 
Handhabung.

beachten sie: Werden betriebe jedoch 
nachweislich wegen einer landesrechtli-
chen Verordnung, einer kommunalen 
All gemeinverfügung oder einer behördli-
chen Anweisung vollständig wegen der 
coronapandemie geschlossen, kann in 
diesen Fällen ein zeitanteiliger Ansatz  
der Pauschbeträge erfolgen.

Das bundesfinanzministerium weist da- 
rauf hin, dass es sich um pauschale 
Jahres werte für eine Person handelt. 

Für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr entfällt der Ansatz eines Pauschbe-
trags. bis zum vollendeten 12. Lebens- 
jahr ist die Hälfte des jeweiligen Werts 
anzusetzen.

Quelle: bMF-schreiben vom 20.1.2022,  
Az. iV A 8 - s 1547/19/10001 :003,  
unter www.iww.de, Abruf- Nr. 227216

FÜR GMbH-GEscHäFtsFÜHRER

Auf Entgeltumwandlung beruhende Pensionszusage:  
Erdienbarkeit ist kein Kriterium
Finanziert ein GmbH-Gesellschafter- 
Geschäftsführer seine Pensionszusage 
mittels Entgeltumwandlung, ist die Er-
dienbarkeit der Zusage kein Kriterium  
für die steuerliche

Anerkennung. Eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung liegt nach Ansicht des 
Finanzgerichts Düsseldorf somit nicht vor.

Obwohl diese Entscheidung auf der Linie 
der Rechtsprechung des bundesfinanzhofs 
liegt, hat das Finanzamt gegen die nicht 
zugelassene Revision Nichtzulassungs-
beschwerde eingelegt.

Hintergrund

bei einer verdeckten Gewinnausschüttung 
handelt es sich – vereinfacht – um Ver-
mögensvorteile, die dem Gesellschafter 
einer Kapitalgesellschaft außerhalb der 

gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. sie darf den Gewinn der 
Gesellschaft nicht mindern.

Sachverhalt

Die besonderheit des streitfalls bestand 
darin, dass Pensionsempfänger ein

Geschäftsführer und Alleingesellschafter 
einer GmbH war, der zum fraglichen 
Zeitpunkt 60 Jahre und vier Monate alt war.

Die Pensionszusage sollte durch eine 
monatliche Gehaltsumwandlung bei 
garantierter Verzinsung von 3 % pro Jahr 
finanziert werden und sah eine Alters-
leistung ab Vollendung des 71. Lebens- 
jahrs vor.

Nach Ansicht des Finanzgerichts scheitert 
die steuerliche Anerkennung der Zusage 

nicht an der fehlenden Erdienbarkeit, da 
dieses Kriterium bei einer durch Entgelt-
umwandlung finanzierten Altersvorsorge 
nicht anzuwenden ist. 

in einem solchen Fall hat der Arbeitgeber 
die finanziellen Folgen der Zusage nicht zu 
tragen und ist durch diese wirtschaftlich 
nicht belastet.

Weder die Erteilung der Zusage unmittel-
bar nach Gründung der GmbH noch die 
fehlende Probezeit waren schädlich, zumal 
der Geschäftsführer über ausreichend 
berufserfahrung verfügte.

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 
16.11.2021, Az. 6 K 2196/17 K,G,F, NZb 
bFH: Az. i b 89/21, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 226388
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Textformerfordernis:  
Lohnabrechnung im elektronischen Postfach statt in Papierform?
Die bloße Zurverfügungstellung der Lohn-
abrechnung in elektronischer Form zum 
Abruf durch den Arbeitnehmer ist keine 
Erfüllung der Pflicht, eine Lohnabrech- 
nung zu erteilen. Das hat jetzt das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Hamm klargestellt.

Sachverhalt

Der Arbeitgeber informierte den Arbeit-
nehmer darüber, dass seine Verdienstab-
rechnungen künftig verschlüsselt in einem 
Online-Portal bereitstünden, und nicht,  
wie bis dahin, ausgedruckt zur Verfügung 
gestellt werden würden. Dieser Form der 
Lohnabrechnungen widersprach der 
Arbeitnehmer ausdrücklich schriftlich.

in der Folge wurden dem Arbeitnehmer  
die seinem Lohn entsprechenden Abrech-
nungen nicht mehr ausgedruckt zur Ver-
fügung gestellt, sondern – wie angekündigt 
– in digitaler, elektronischer Form im 
Online-Portal des Arbeitgebers. 

Der Arbeitnehmer druckte sich seine 
Lohnabrechnungen nicht selbst aus. Er ist 
der Ansicht, dass ein bereitstellen der 
Lohnabrechnung in elektronischer Form 
seiner Zustimmung bedürfe und es nicht 
ausreicht, die Lohnabrechnungen in digi-
taler bzw. elektronischer Form in einem 
Online-Portal hochzuladen. Vielmehr 
müsse eine Abrechnung in textform erteilt 
werden. Der textform genüge das bereit-
stellen in einem Online-Portal gerade nicht.

Die Möglichkeit des Abrufs der Lohnab-
rechnungen durch ihn selbst werde diesem 
Erfordernis nicht gerecht und erfülle nicht 
die gesetzlichen Voraussetzungen.

So entschieden die Instanzen

Das Arbeitsgericht (ArbG) wies die Klage 
insoweit ab, als der Arbeitnehmer die 

Erteilung der Abrechnungen in Papierform 
beantragt hat. Es verurteilte den Arbeitge-
ber aber dazu, die streitgegenständlichen 
Lohnabrechnungen zu erteilen. Zu Recht, 
sagt das LAG Hamm in der berufung des 
Arbeitgebers.

Der Arbeitgeber habe die erforderliche 
textform gewahrt, weil er eine insofern 
lesbare Erklärung, in denen die Person des 
Erklärenden genannt ist, auf einem dauer-
haften Datenträger abgegeben habe. sein 
Online-Portal sei dabei ein Medium, das es 
dem Empfänger ermögliche, eine auf dem 
Datenträger befindliche, an ihn persönlich 
gerichtete Erklärung so aufzubewahren 
oder zu speichern, dass sie ihm während 
eines für ihren Zweck angemessenen 
Zeitraums zugänglich sei. 

sie sei auch geeignet, die Erklärung unver-
ändert wiederzugeben. Die tatsache, dass 
man auf die Abrechnungen nur mit dem 
bestimmten Passwort zugreifen könne, 
ändere nichts daran, dass der Arbeitgeber 
für den Arbeitnehmer bestimmte Lohnab-
rechnungen in textform erstellt habe. 

Der Arbeitgeber müsse jedoch nicht nur 
eine Lohnabrechnung erstellen und dem 
Arbeitnehmer den Zugang zu der erstellten 
Abrechnung ermöglichen. Er müsse auch 
dem Arbeitnehmer die Lohnabrechnungen 
erteilen. Die Abrechnung bezwecke dabei 
die information über die erfolgte Zahlung, 
sodass die Erfüllung des Lohnabrech-
nungsanspruchs nicht nur die Erstellung, 
sondern auch den Zugang voraussetze.

Arbeitgeber schuldet nicht  
nur Bereitstellung zur Abholung

Dieser Zugang liege vor, wenn die Willens-
erklärung so in den Machtbereich des 
Empfängers gerate, dass dieser nach 

allgemeinen Umständen von ihr Kenntnis 
erlangen könne. Die Erfüllung des An-
spruchs auf Erteilung der Lohnabrechnung 
in textform setze demnach voraus, dass die 
Lohnabrechnung den Machtbereich des 
Empfängers erreicht habe. Eine Über-
mittlung der Lohnabrechnungen an eine 
dienstliche E-Mail-Adresse des Arbeit-
nehmers erfolgte hier jedoch nicht. 

Der Arbeitgeber habe zwar dem Arbeitneh-
mer ermöglicht, sich die Lohnabrechnun-
gen auf seinem Online-Portal abzuholen. 
Dies reiche jedoch für die Erfüllung der 
obliegenden Verpflichtung zur Erteilung der 
Lohnabrechnung nicht aus. 

Es werde nicht die bereitstellung zur 
Abholung durch den Arbeitnehmer, sondern 
die Erteilung durch den Arbeitgeber ge-
schuldet. 

Daher sei der Arbeitgeber verpflichtet,  
die in elektronischer Form erstellte Lohn-
abrechnung in den Machtbereich des 
Arbeitnehmers zu verbringen.

Einverständnis des  
Arbeitnehmers lag nicht vor

besitze der Arbeitnehmer keine dienstliche 
E-Mail-Adresse, könne ein Zugang einer 
elektronischen Erklärung, die dem textfor-
merfordernis genüge, nach nahezu einhel-
liger Ansicht im schrifttum nur angenom-
men werden, wenn der Arbeitnehmer sich 
mit dem Empfang elektronischer Erklärun-
gen ausdrücklich oder konkludent einver-
standen erklärt habe. Das sei hier nicht der 
Fall gewesen.

Quelle: LAG Hamm,  
Urteil vom 23.9.2021, 2 sa 179/21,  
Abruf-Nr. 226192 unter www.iww.de

ARbEitsREcHt

Urlaubsgewährung:  
Arbeitgeber muss bei Urlaub des langzeiterkrankten  
Arbeitnehmers nicht mitwirken
Die Mitwirkungsobliegenheiten des Arbeit-
gebers zur Urlaubsgewährung gelten  
nicht gegenüber einem langzeiterkrankten 
Arbeitnehmer. so entschied es das Arbeits-
gericht (ArbG) Köln.

Der Arbeitgeber könne den langzeiter-
krankten Arbeitnehmer nicht in die Lage 

versetzen, seinen Urlaub zu nehmen. 
Daher müsse er ihn auch nicht auf eine 
tatsächlich und rechtlich ohnehin un - 
mög liche Urlaubsgewährung hinweisen.

Quelle: ArbG Köln, Urteil vom 30.9.2021,  
8 ca 2545/21, Abruf-Nr. 226214  
unter www.iww.de
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im April 2022

steuertermine 

Fälligkeit:  
Ust, Lst = 11.4.2022 

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
Ust, Lst = 14.4.2022 

Scheckzahlungen:  
bei scheckzahlung muss der scheck dem Finanzamt  
spätestens drei tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

beiträge sozialversicherung Fälligkeit beiträge 4/2022 = 27.4.2022

Verbraucherpreisindex (bRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

1/21 6/21 9/21 1/22
+ 1,6 % + 2,1 % + 4,1 % + 5,1 %

ERbREcHt

Gemeinschaftstestament:  
Was bedeutet die Formulierung „gemeinsamer Tod“?
Das Oberlandesgericht (OLG) München 
musste sich mit der Auslegung einer Klau-
sel in einem gemeinschaftlichen testament 
befassen, die so oder so ähnlich häufig 
vorkommt.

Eheleute errichteten 1992 ein gemein-
schaftliches testament, in dem sie sich 
wechselseitig als alleinige Erben einsetzten. 
Darin heißt es u. a.: „Der überlebende teil 
bestimmt den Nacherben allein. bei einem 
gemeinsamen tode z.b. durch Unfall fällt 
der gesamte Nachlass an unsere Nichte  
M. s. […], die damit auch alle Folgelasten, 
wie begräbnis und Pflege der Grabstätte  
auf Lebenszeit zu tragen hat. […]“

Der Ehegatte verstarb nur zehn tage vor der 
Erblasserin. Diese war nach dem tod ihres 
Ehemannes aufgrund ihrer körperlich-geis-
tigen Verfassung nicht mehr in der Lage, 
eine weitere letztwillige Verfügung von 
todes wegen zu errichten. Die Nichte 
beantragte schließlich auf der Grundlage 
des gemeinschaftlichen testaments einen 
Alleinerbschein betreffend die Erbfolge nach 

der Erblasserin. Gegen einen entsprechen-
den stattgebenden beschluss des Nach-
lassgerichts legte eine beteiligte, die 
beanspruchte, gesetzliche Erbin zu sein, 
ohne Erfolg beschwerde ein.

Das OLG hat die Entscheidung des Nach-
lassgerichts bestätigt. Die Ehegatten hätten 
mit der Formulierung „Der überlebende 
Ehegatte bestimmt den Nacherben allein“ 
gerade keine Anordnung für den Fall des 
todes des überlebenden Ehegatten ge-
troffen, sondern die Regelung der Erbfolge 
nach dem Ableben des überlebenden 
Ehegatten bewusst offengelassen. 

Damit bleibe der Fall des Ablebens des 
überlebenden Ehegatten ungeregelt, sodass 
grundsätzlich bei einem Ableben des 
überlebenden Ehegatten im Fall, dass 
dieser keine weitere letztwillige Verfügung 
errichtet, die gesetzliche Erbfolge nach dem 
überlebenden Ehegatten eintritt. 

Die Auslegung des testaments ergebe hier, 
dass nach dem für die testamentsausle-

gung maßgeblichen Willen der Eheleute im 
Zeitpunkt der Errichtung des testaments 
die Nichte auch für den hier vorliegenden 
Fall des zeitlichen Nacheinanderverster-
bens der Erblasserin und ihres Ehemannes 
unter der Prämisse als Erbin eingesetzt 
werden sollte, dass der überlebende Ehe-
gatte nach dem tod des Vorversterbenden 
nicht mehr in der Lage ist, eine (weitere) 
letztwillige Verfügung von todes wegen zu 
errichten. 

Es sei sinnvoll und naheliegend, wenn die 
Ehegatten die gegenseitige beerbung 
anordnen und im Übrigen dem Überleben-
den freie Hand lassen wollen, eine Regelung 
für den Fall zu treffen, dass keiner den 
anderen überlebt oder der Überlebende 
wegen zeitnahen Nachversterbens zu einer 
letztwilligen Verfügung nicht mehr in der 
Lage ist.

Quelle: OLG München,  
Urteil vom 1.12.2021, 31 Wx 314/19,  
Abruf-Nr. 226322 unter www.iww.de


